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Am Bundesrathstiſche Dr von Böttich er
Präſident Frhr von Vuol kommt auf den Vorgang am

Schluſſe der geſtrigen Jpun zurück und verlieſt aus dem un
korrigirten Stenogramm die Aeußerungen der Abgg Dr Barth
und von Kardorff Danach be letzterer geſagt Und wennHerr Varth mir nicht den veſtimmten Nachweis liefert daß
irgend ein Agent in Deutſchland bezahlt wird um in Amerika
bimetalliſtiſche Jntereſſen zu betreiben ſo erkläre ich ihn für einen
infamen Lügner Auf Grund dieſer Aeußerung rufe ich den
Abg von Kardorff nachträglich zur Ordnunng Beifall

Das Haus tritt darauf in die Tagesordnung zweite Berathung
des Etats des Reichsamts des Jnnern ein

Bei dem Titel Beſoldung des Staatsſekretärs be

mänge tAbg Gamp daß die Normal Unfallverhütungsvorſchriften für
die landwirthſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften nicht den Be
dürfniſſen des praktiſchen Lebens entſprechen und fragt ob nicht
eine Einwirkung zur Abänderung erfolgen könne Die Vor
ſchriften ſeien unpraktiſch und trügen den Stempel des grünen
Tiſches Es ſeien zum Theil ſogar thörichte Beſtimmungen
namentlich die über die Anbringung von Bremsvorrichtungen
die Beſchaffenheit der Wagen das Tragen von Senſen und
Sicheln die Umgitterung von Regentonnen 2c Die große Mehr
zahl der Unfälle werde auf dem Lande durch die Trunkenheit
herbeigeführt deshalb ſei es zu dedauern daß die Regierungen
die Beſtrebungen gegen die Trunkſucht nicht weiter verfolgt
haben Auch müßte in den Schulen bereits der Unfallverhütung
Anfmerkſamkeit zugewendet werden Dies könnte praktiſch durch
kleine Kalender und Hefte geſchehen nach Art der von den
Thierſchutzvereinen herausgegebenen Bei der Novelle zum
Unfallverſicherungsgeſetz könnte man vielleicht beſtimmen daß die
Verantwortung des Betriebsunternehmers auf die Betriebsleiter
übergeht ſowie daß die Betriebsunternehmer vor ſolchen
Unfallverhütungsvorſchriften gegenüber dem Reichsverſicherungs
amt geſchützt werden
Staatsſekretär Dr von Vötticher Es handelt ſich hier gar

nicht um Vorſchriften, ſondern nur um ein den landwirthſchaft
lichen Berufsgenoſſenſchaften geliefertes Muſter Abg Gamp
Schönes Muſter Denn das Reichsverſicherungsamt hat gar
nicht das Recht Unfallverhütungsvorſchriften zu erlaſſen Daß
das Amt ſich bemüht hat ſolche Vorſchriften ins Leben zu rufen
war ſehr verdienſtvoll und es iſt dabei ſo vorſichtig verfahren
wie möglich Es hat eine Sammlung der im ganzen Reiche
bereits beſtehenden Unfallverhütungsvorſchriften veranlaßt auf
Grund dieſer Sammlung unter Zuziehung von Sachverſtändigen
auch aus dem Miniſterium Ruf rechts Hört hört die Normal
vorſchriſten ausarbeiten laſſen Es krifft alſo das Reichs
verſicherungsamt eine Verantwortung nicht Die Berufsgenoſſen
ſchaften brauchen ja auch dieſe Vorſchriften nicht wörtlich zu
befolgen ſondern nur nach Maßgabe ihrer örtlichen Verbältniſſe
Es handelt ſich eben wie geſagt lediglich um ein Muſter Haben
einzelne landwirthſchaftliche Berufsgenoſſenſchaften dieſes Muſter
zu Vorſchriften erhoben nun ſo muß man ſagen volente non t
iajuria So ganz thöricht ſind übrigens die vom Vorredner
bemängelten Vorſchriften nicht ſte befinden ſich wörtlich in einzelnen
Bezirken ſchon ſeither in Geltung

Abg Dr Hitze Ctr Der Abg Gamp weiß doch gewiß
felbſt daß er ſich nur an die landwirthſchaftlichen Berufsgenoſſen
ſchaften hätte wenden müſſen wenn er die Sache hier zur
Sprache brachte ſo ſcheint es faſt als ob er ſich bewußt war

e die Berufsgenoſſenſchaften anderer Anſicht ſein würden
als er

Abg Gamp Jch habe allein zu befinden ob ich eine Sache
zur Sprache bringen will Die Sache iſt von ſo hohem Jntereſſe

n Landwirthſchaft daß ich überzeugt bin dieſe hinter mir
zu haben

Abg v Stand Jch muß dem Herrn Abg Gamp recht
geben Wenn der Staatsſekretär ſagte die Vorſchriften ſeien
ein Muſter ſo konſtatire ich es iſt ein Monſtrum

Abg Hitze Jch verwehre dem Abg Gamp nicht das Recht
vorzubringen was er will aber ich wahre mir auch das Recht,ſi
zu ſagen was ich darüber denke es ſcheint faſt als ſolle ein
Druck auf die Verufsgenoſſenſchaften geübt werden

Abg Frhr v Manteuffel konſ ſtimmt in der Beurtheilung
der Unfallverhütungsvorſchriften mit den Abgeordneten Gamp
und v Staudy überein
Se Abg Dr Lingens Etr ſpricht ſeine Freude über die Enk
wickelung des Jnſtitutes der Fabrikinſpektoren aus Alle Uebel
ſtände bei den Gewerbetreibenden laſſen ſich natürlich nicht mit
einem Schlage beſeitigen

Abg Wurm Soz Der Arbeiterſchutz iſt noch immer unge
nügend veranlaßt durch die ungenügende Zahl der Fabrikinſpek
toren die außerdem noch durch die Keſſelreviſionen überlaſtet ſind
Letztere können nur vorgenommen werden wenn die Keſſel kalt
ſind Die Revbiſionen müſſen ſomit angeſagt werden und können
niemals unvermuthet geſchehen So komint es daß natürlich
ſtets alles gut befunden wird Jn Württemberg hat man die
Verquickung von Fabrikinſpektoriat und Keſſelreviſion wieder auf
gehoben in Bayern dagegen hat das böſe Beiſpiels Preußens
nachgewirkt Das bischen Sozialreform das wir haben ſoll
wenigſtens zur Wirklichkeit werden und dazu muß das Jnſtitutder Fabrikinſpektoren ausgebaut und auch auf Hausinduſtrie
Handel und Verkehr 2c ausgedehnt werden Es muß auch eine
Reichscentralauſſichtsbehörde geſchaffen werden Wenn dieſe und
andere Wünſche erfüllt würden dann würde der Zweck des Jn
ſtitutes erreicht und den Beamten Vertrauen ten gebracht
werden Auf das Verlangen weibliche Fabrikinſpektoren zu er
ernennen das in einer Petition an das preußiſche Abgeordneten
haus niedergelegt worden war hat der preußiſche Handels
miniſter ſtrikte ablehnend geanlwortet denn man hetze
in Den ſozialdemokratiſchen Verſammlungen nur gegen
die Fabrikinſpeltoren Nachtheile Haben ſich nicht gezeigt Man
müſſe erſt die Erfahrungen in anderen Ländern abwarten Daß
man in ſozialdemokratiſchen Verſammlungen gegen die Fabrik
inſpektoren heztze iſt vollkommen unrichtig Mill weibliche
Perſonen ſind bei uns Gegen wärtig ſchutzlos aller Arbeit preis
gegeben Jn ElſaßLothringen ſind die Verhältniſſe noch viel
ſchlimmer Denn dort ſind die beaufſichtigenden Bürgermeiſter
meiſt noch Angeſtellte der ren Am offenſten ſpricht ſich
üher die Rechiloſigkeit der rbeiter welche ſich nicht einmal an
die Fabrikinſpektoren wenden dürfen ſtets der badiſche Fabrik
inſpektor Wörishoffer aus Natürlich erklärt ihn nunmehr das
heidelberger antiſemitiſche Blatt als einen waſchechten Juden,der da en nicht produziren können für ſein Amt auch nicht
geeignet g Wer ſo über den Fabrikinſpektor urtheilt iſt der
größte Feind der Arbeiter Die Papierarbeiter in Berlin wagten
es nicht ſich ſelbſt an den Fabrikinſpektor zu wenden und thaten
es durch die Vermittelung des ſozialdemokratiſchen Reichstags
kandidaten Der Fobrikinſpektor erwiderte aber die Arbeiter müßten
ſelbſt kommen Abg Jskr aut Sehr richtig Sie bezeichnen
das als ſehr richtig hre Stellung und die der antiſemitiſchen
Partei zu dem Fabrikinſpektorat iſt ja bekannt und es wird unſere
Aufgabe ſein den Arbeitern mitzutheilen wie ſie ihre Intereſſen
wahrnehmen Abg Jskraut Sehr falſchh Die Arbeiter
ausſchüſſe haben ihren Zweck verfehit ſowohl in den Privat
anſtalten wie in den Stgatswerkſtätten Warum wendet man Berli
ſich nicht an die GewerkſchafisKartelle Denen ſteht man ſogar

zanz ungenügenen m f 44 tzt ſind die Weber gegen das Heraus
Hauſes niedergelegt habe Es find das zum Theil wahre Wurfen von denen ich einige auf den Tiſch des üb

Beiblatt zu Nr 41 der SaaleZeitung
eſchoſſe die mit h Geſchwindigkeit hin und herfllegenVie durch ſie herbeigeführten Unfälle find ſehr zahlreich Fliegen

ſie einem Arbeiter an den Kopf ſo zertrümmern ſie die Schädel
decke Unſerer Technik muß es doch möglich ſein einen genügen
den Schutz zu erfinden Aber die Unternehmer ſträuben
weil jede S per die Arbeit verlangſamt Deshalb

nd leider auch oft die Akkordarbeiter dagegen Muß da nicht
er Bundesrath einſchreiten Die Bedürfnißanſtalten in den

Fabriken widerſprechen allen Anforderungen der Sitte undder Geſundheit Mit wahrhaftem Raffinement werde ſie
ſo hergeſtellt daß der Arbeiter nicht in Verſuchung komme
ich etwa dort auszuruhen Es iſt ein Skandal daß man jedes
ahr hierauf zurückkommen muß Die Zahl der jugendlichen

irbeiter Kinder und Arbeiterinnen geht in den Fabriken aller

geſchützt zu ſein haben dieſe Arbeiter nur noch erhöhte Unkoſten
für Licht und Heizung Man hat Zeit gehabt die Sonntags
ruhe zu durchbrechen aber den Arbeiterſchutz auszubauen dafür
fehlt die Zeit immer Die Geſetze werden un und die
Unternehmer ſuchen ſich ihnen zu entziehen Da muß ja das
Volk immer elender werden Sie rühmen ſich oft Kr die ge
heiligten Güter der Nation eintreten zu wollen Wer für die
geheiltgten Güter der Nation eintreten will der hätte Gelegen
heit genug dazu wenn er ſeine Hilfe zur Beſeitigung ſolcher
Zuſtände böte Aber davon kann ja leider keine Rede ſein und
es iſt das berechtigte Empfinden der deutſchen Arbeiter daß ſie
von Jhnen nichts zu hoffen haben und auch von der Regierun
nichts denn der Staat will die Arbeiter nicht ſchützen Beifa
bei den Sozialdemokraten Lachen rechts Wenn es ſich um
das liebe Geld handelt kommt nichts zu Gunſten der Arbeiter
zuſtande Jch behaupte die Berichte der Fabrikinſpektoren ſind
nichts als Anklageſchriften gegen das deutſche Unternehmerthum
und ich hoffe daß das Volk darüber ſein Urtheil ſchon ſprechen
wird Beifall bei den Sozialdemokraten

Staatsſekretär Dr v Vötticher Jch nehme an das Urtheil
des deutſchen Volkes über das Unternehmerthum wird auch an
geſichts deſſen was Reichstag und Regierung für den Arbeiter
gethan haben anders ausfallen Zuſtimmung Der Vorredner
hätte ſeine Ziele beſſer gefördert wenn er hier ohne
Tiraden rein objektiv die Sachlage dargeſtellt
hätte Daß noch nicht alles ſo iſt wie es ſein
ſoll wiſſen wir Aber die Art wie der Vorredner hier die Ver
hältniſſe dargelegt hat iſt weit eher geeignet Unzufriedenheit
draußen zu ſchüren als den Mißſtänden abzuhelfen Beifall
Ob das beabſichtigt iſt laſſe ich dahin geſtellt ich lege auch einem
ſozialdemokratiſchen Redner nichts unter als wozu er ſich bekannt

hat Wir ſind gern bereit die Fabrikinſpektionsberichte zum
Ausgangspunkte von Verbeſſerungen zu machen aber die Falle
die der Vorredner anführte fallen in die Kompetenz der Einzel
ſtaaten Zu einer Vermehrung der Fabrikinſpektoren iſt der
preußiſche Handelsminiſter gern bereit und wird auch Paßt
gabe der vorhandenen Mittel damit vorgehen Weibliche Fabrik
inſpektoren anzuſtellen hält er nicht für nothwendig und er kann
zur Anſtellung von Relchswegen auch nicht gezwungen werden
Die von dem Vorredner gerügte Verbindung der Fabrik
inſpektion mit der Keſſelreviſion iſt ebenfalls Landesſache Auf
die Einzelheiten will ich nicht eingehen ich muß aber en der
Vorredner hat zwar mit vielem Fleiße alle Schattenſelten zu
ſammengetragen die Lichtſeiten aber die ſich ebenfalls aus den
Berichten der Fabrikinſpektoren ergeben unberückſichtigt gelaſſen
Die Reviſionsthätigkeit der Ortspolizeibehörden hat nirgends
zu Unzuträglichkeilten geführt ſondern iſt mit allgemeiner Zufrieden
er aufgenommen worden Auch bezüglich Elſaß Lothringens hat
er Vorredner nicht objektiv genug geſchildert auch dort über

wiegen die Lichtſeiten Daß der Generalbericht nicht objektiv
ſei muß ich beſtreiten hat der Vorredner noch Wünſche ſo mag
er ſie äußern ſie werden wenn möglich berückſichtigt werden
Die Anklagen die der Vorredner gegen einzelne Gewerberäthe
wie Müller in Hannover erhoben hat daß er falſche Berichte
erſtattet hätte kann ich nicht prüfen aber warum wendet ſich
der Abgeordnete nicht an die vorgeſetzte Behörde des betr Ge
werberathes Es kann nicht zum Guten dienen wenn derartige
Angriffe bier en Beamte erhoben werden ehe ſie an
P ndiger Stelle geprüft und für richtig befunden worden

gegangen die verbündeten Regierungen zu erſuchen in der
nächſten Seſſion eine Zuſammenſtellung der auf Grund des
8 1200 der Gewerbeordnung erlaſſenen Verordnungen vor
zulegen

Kal württembergiſcher Regierungsdirektor Schicker bezeichnet
es als richtig daß in Würktemberg Keſſelreviſion und Fabrik
inſpektion getrennt ſind aber nicht aus den vom Abg Wurm
angegebenen Gründen Es iſt dort die eine von der äußeren
Keſſelreviſion geſchieden und die innere den Beamten der privaten
Keſſelreviſionsvereine übertragen Die Fabrikinſpektoren können
daher ihre Reviſionen unangemeldet vornehmen

Abg Wurm Soz erwidert dem Staalsſekretär ein Loblied
könne er auf das Unternehmerthum nicht ſingen Es ſei ſein
gutes Recht die Klagen hier vorzubringen Was den Gewerbe
rath Müller anbetreffe ſo habe ſeine Partei in Hannover
die Sache bereits an die große Glocke gehängt der Gewerberath
habe darauf geſchwiegen und damit zugegeben daß die An
ſchuldigungen richtig ſind

Staatsſekretär v Bötticher Jch habe zu erwidern daß aus
dem Schweigen auf verleumderiſche Artikel keineswegs hervor
geht daß man den Thatbeſtand als richtig zugiebt

Abg Jskraut Antiſ Die Rede des Staatsſekretärs wäre
wohl mit Fug noch viel ſchärfer ausgefallen wenn wir uns nicht
im Parlamente befunden hätten Mit einzelnen Fällen kann
man unmöglich ein ganzes Inſtitut richten darum iſt auch auf
die Ausführungen des Abg Wurm kein Gewicht zulegen Der
Abg Wurm hat das Benehmen eines Fabrikinſpektors gemiß
billigt der die Vermittelung eines ſozialdemokratiſchen Abgeord
neten zwiſchen ſich und den Arbeitern abgelehnt hat Jch kann
dieſes el nur billigen Von ſeinem Standpunkt hat ja
der Abg Wurm recht wenn er hier eine ſolche Kritik übt u
ruf von den Sozialdemokraten Schlacht bei Spengel Ich
werde bei anderer Gelegenheit bereit ſein Jhnen auf
dieſen Zuruf zu antworten Weil die Sozialdemokratie
Nutzen zieht aus den vorhandenen Mißſtänden darum kann ſie
ja allerdings nichts von dem ſehen was die Regierung für die
Arbelter thut Lachen bei den Soz Ich behaupte der Stand
der Arbeiter iſt derjenige welcher durch die Geſetzgebung mehr

iſt als irgendFein anderer rn bei den Sozialdem
bg Wurm hat die heiligſten Güter der Nation erwähnt Wenn

er uns dabei auch vor Aſien gewarnt hat ſo meine ich wir
brauchen nicht mehr nach Aſien zu gehen um eine Gefahr für
unſere helligſten Güter zu ſehen Denn dasjenige Volk das uns
unſere heiligſten Güter nimmt iſt bereits aus Aſien zu uns
hineingewandert wie Figure zeigt Heiterkeit

r Reißhans Soz klagt ebenfalls über die mangelhaften
Fabrikinſpektions Verhältniſſe namentlich in Meiningen

Abg Schmidt Elberfeld frſ Vp Jch habe Z bereits
darauf hingewieſen wie die Rechtſprechung unſerer Gerichte
nicht nur dem Bewußtſein des Volkes ſondern auch des Geſetz
ebers widerſpricht Das zeigt ſich bei der Judikatur bezüglich
es s 1334 der Gewerbeordnung welcher die Dauer der Kün

digungsfriſten für Werkmeiſter c betrifft Das Land ericht Irlin hat im Hegenſag zu der Praxis der Gewerbegerſchte an
enommen daß der Wochenlohn eines Werkmeiſters als feſter
ezug im Sinne des 8 1832 nicht zu erachten ſei Dem feſten

Bezug ſteht aber nicht Wochenlohn ſondern Accordlohn gegen
er
Stagksſekreiär Dr v Vötticher Es kann ſich höchſtens um

dings zurück dafür nimmt ſie in der Hausinduſtrie zu Statt

und

Jnzwiſchen iſt ein Antrag der Abg Hitze und Gen ein k

Halle Sonnabend 25 Junuer 1396

J J

le tſcheidung eines einzelnen Gerichts handeln Sonſtde gerne Veranlaſſung nehmen der Sache näher zu

treten
bg Schmidt Elberfeld Nein es liegen wiederholte landeiten vor die im direkten Widerſpruch

an ſtehen was der Bundesrath und der Reichstag ge
ünſcht habenwie ſt Kekcetir Dr v Bötticher Die Gerichte ſind in ihren

Entſcheidungen ſouverain Wenn ich aber den Vorredner richtig
verſtanden habe ſo ſind es mehrere Entſcheidungen deſſelben
Se Hitze Centr Jch bitte den Staatsſekretär uns
bis zum nächſten Jahre eine Zuſammenſtellung der Verord
nungen r c r die aus Anlaß des S 120e der Ge
werbeordnung erlaſſen ſind ß gAbg Stadthagen Et ſchließt ſich den Ausführungen des

Abg Schmidt an und wünſcht daß die Berufung von den Ge
werbegerichten an gelehrte Richter abgeſchafft werde

Staatsſekretär Dr v Vötticher Jch bin gern bereit dem
Wunſche des Abg Dr Hitze nachzukommen

Abg Veckh fr Volksp macht darauf aufmerkſam daß bei den
Gewerbegerichten Zweifel darüber beſtänden ob Kolonnenführer
als ſelbſtändige Unternehmer zu betrachten ſeien

Staatsſekretär Dr v Bötticher Die Angelegenheit wird gern
r werdener Die ſowie der Reſt des Kapitels Reichsamt des Jnnern

wird bewilligt
Hierauf vertagt das Haus die weitere Etatsberathung auf

Sonnabend 1 Uhr Schluß gegen 5 Uhr

Preußiſcher Landtag
Abgeordnetenhaus

5 Sitzung vom 24 Janugar 2 Uhr
Am Miniſtertiſche Kommiſſare
Das Haus erledigt zuerſt einige Rechnungsſachen
Die allgemeine Rechnung über den Staatshaushalt des Jahres

vom 1 April 1892/93 ſowie die Rechnung des Fonds des ehe
maligen Staatsſchatzes für daſſelbe Jahr wird ohne Debatte andie KRechnungstenmiſſion überwieſen Ebenſo die Ueberſicht von

d Fekstelntzahmen und Ausgaben des Jahres vom 1 April

Es folgt die erſte Berathung der Verordnung vom 30 Oktober
1895 betreffend die Förderung eines veränderten Bebauungs
planes des durch Brand zerſtörten Fleckens Brotterode

Abg v Chriſten fk Jeder erinnert ſich noch des großen
Brandunglücks das den Ort Brotterode betroffen hat Wenn
auch viele Liebesgaben für die i he Bewohner eingegangen
ſind ſo genügten dieſelben doch bei weitem nicht um die Nothvollſtänd zu lindern Man fragte ſich Kann denn der Staatnicht mit ſeißen Mitteln peten ch will dem Staate keinen Vor

wurf daraus machen daß er für ſolche Fälle keine baaren Mittel
hergiebt aber ich frage doch was wäre wohl geſchehen wenn das
Unglück im Winter paſſirt wäre Jch meine der Staat müſſe
doch für ſolche Fälle auch einen Fonds haben um ſofort helfend
eingreifen zu können Es hat ſich als nicht gangbar heraus
geſtellt den Ort auf den alten Grundmauern wieder ſenſagege
Dadurch werden manche der verſchiedenſten Jn
tereſſen ſtattfinden und ich kann der Regierung nur danken daß
ſie eine königliche r über dieſe ſchwierige Sache ver
anlaßt hat Jm einzelnen allerdings habe ich noch einige Be
denken gegen einzelne Beſtimmungen derſelben So z B halte
ich die Beſtimmung für eine harte daß eventuell die Eigen
thümer der in die neue Gemeinſchaft eingezogenen Grundſtücke
zu den Abfindungen für die in die Gemeinſchaft eingebrachten
Grundſtücke und Gerechtſame beitragen pugr Man muß bei
der Verordnung immer daran denken daß Brotterode unmög
lich noch zu Leiſtungen herangezogen werden kann da es voll
ſtändig eingene iſt Jch beantrage Ueberweiſung der
Vorlage an eine Kommiſſion von 14 Mitgliedern

Juſtizminiſter Schoenſtedt Der vom Vorredner gemachte
Vorwurf daß der preußiſche Staat nicht mit bagren Mitteln
in ſolchen Fällen ſofort eingreife iſt unbegründet Wie
ann man denn ſchon im voraus für ſolche Fälle

Hilfe vorſehen Die Verordnung iſt vollkommen recht
mäßig erfolgt da ein offenbarer Nothſtand vorlagWenn die Frankfurter Zeitung und Kölniſche Zeitung zweifel
ob dieſe Verordnung verfaſſungsmäßig ſei ſo iſt ein ſolcher Zweif
vollkommen unbegründet und ich freue mich daß hier im Hauſe
niemand einen ſolchen Zweifel theilt Redner weiſt im einzelnen
nach wie hier alle Vorbedingungen für ein Nothgeſetz im Sinne
der Verfaſſung vorliegen Wenn die Frankfurter Zeitung ge
meint hat man habe ja mit leichter Mühe den Landtag zu
ſammenberufen können um eine ſolche Verordnung zu re
ſo muß ich doch ſagen daß ein ſolches Verfahren im Hinbli
auf die großen Koſten einer ſolchen Maßregel und den Zweifel
ob ein beſchlußfähiges Haus dann zuſammenkommen würde nicht
gere e erſchien Abgeſehen davon iſt es auchz ganz
uns Belieben der Regierung rer ob ſie in einem ſolchen

Falle den Landtag berufen will Das ganze Staatsminiſierium
übernimmt die Verantwortung für die Verordnung Jedenfalls
handelt es ſich hier keineswegs wie die dar Zeitung
meinte um einen Verſuch der Regierung ein ſelbſtändigeres Vor
gehen in manchen Fragen anzubahnen

Abg Krauſe r bemerkt daß auch er die Verordnung keines
wegs als einen Verſuch der Reglerung in die Rechte des Land
tags einzugreifen anſehe Bezweifeln müſſe er ob die Auffaſſungdes Miniſters richtig ſei daß niemals eine Verpflichtung der
Regierung beſtehe den Landtag bei ſolchen Nothſtänden einzu

n Allerdings ſei das in dieſem Falle nicht nothwendig
geweſen

Abg Buſch konſ iſt ebenfalls der Meinung daß die Vor
lage vollkommen an dem Boden der W er und eben
ein Nothgeſetz ſei Aber auch er meine daß hier ein Fall vor
liegt in dem die Allgemeinheit mit Geldmitteln eintreten müſſe
e wen man mit der einen Hand geben und mit der andern

and nehmen
Abg Dr Arendt fk freut ſich daß die Debatte eine Ueber

einſtimmung über die Verfaſſungsmäßigkeit der Vorlage ergeben
habe Ein Nothgeſetz ſei hier unbedingt nothwendig geweſen

em laut gewordenen Zwelfel ob das Abgeordnetenhaus auch
noch an dieſer ſchon erlaſſenen Verordnung Veränderungen vor
nehmen könne müſſe er widerſprechen Die Vorlage
müſſe im 3 abgeändert werden in demSinne wie A ſt v Chriſten das bezüglich der Beitragspflichtder Grundſtückbeſitzer gewünſcht habe ſenſt würden ſofort der
Grundſtücke ſubhaſtirt werden müſſen Er hoffe daß in der
Kommiſſion eine entſprechende ſtattfinden werde Die
Verordnung prfnits ſchwere Eingriffe in das Eigenthumsrecht
die allerdings in dieſem Falle gerechtfertigt ſeien Aber man
müſſe ſich hüten das als einen Prüzedenzfall zu betrachten
Jn dem Hrte Brotterode ſe das müſſe er aus eigener Anſchauung anerkennen nach dem Brande von den Behörden eine
muſterhafte Ordnung eingeführt geweſen Auch er müſſe glauben
daß der Staat in einem ſolchen Falle auch finanziell eingreifen
müſſe Er werde für das Geſetz in der jetzigen Form nicht
ſtimmen können ohne eine ſtaatliche Beihilfe

Miniſter Schoenſtedt Die Frage der Staatshilfe gehört
in das Geſetz gar nicht hinein Das Geſetz will nur den Aufbau
des Fleckens juriſtiſch ermöglichen Wollen Sie Jhre Zuſtime
mung zum Geſetze von einer ſolchen Beihilfe abhängig machendann würden Sie die Lage der wahrer ſehr verſhlechteen
Elne Aenderung des g 3 iſt meiner Anſicht nach nicht noth
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